
Gesetzentwurf zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der 

Vaterschaft  

Wichtigste Neuerungen auf einen Blick 

Mit dem Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft, 

das voraussichtlich Ende Juli/Anfang August in Kraft treten wird (Bundesrat 2. Durchgang für 

10. Juli 2026 vorgesehen), wird das behördliche Verfahren zur Anerkennung von Vaterschaften 

bei Drittstaatsangehörigkeit eines Beteiligten in bestimmten Konstellationen grundlegend 

verändert. Die inhaltlichen Kriterien für einen Missbrauch bleiben jedoch unverändert. Das 

Verfahren hat sich wie folgt geändert: 

• Die Missbrauchsprüfung findet getrennt vom Beurkundungsprozess zur 

Vaterschaftsanerkennung statt. Die Beurkundungsstellen sind nicht mehr mit der 

Missbrauchsprüfung befasst.   
• Zur Wirksamkeit der Vaterschaftsanerkennung ist künftig in bestimmten 

aufenthaltsrechtlichen Konstellationen, d.h. bei einem s.g. aufenthaltsrechtlichen 

„Gefälle“ zwischen Anerkennendem und Mutter, die Zustimmung der Ausländerbehörde 

(bzw. der Auslandsvertretung, s.u. Bullet 5) erforderlich (§ 1598 Abs. 1 S. 2 BGB i.V.m. 

§ 85a Abs. 1 AufenthG), es sei denn, es greifen die in § 85a Abs. 2 AufenthG 

vorgesehenen Ausnahmen vom Zustimmungserfordernis.  
• Bejaht das Standesamt ein aufenthaltsrechtliches Gefälle und liegt keine Zustimmung 

und keine Ausnahme nach § 85a Abs. 2 AufenthG vor, weist das Standesamt die 

Eintragung im Geburtenregister zurück (§ 44b Abs. 1 PStG).  
• Die Zustimmung ist grundsätzlich von der Mutter und dem Anerkennenden bei der ABH 

zu beantragen (Antragsverfahren; § 85c Abs. 1 AufenthG). Es gelten gesteigerte 

Mitwirkungsobliegenheiten (§ 85c Abs. 5 AufenthG).  
• Zuständig ist die ABH, in deren Sprengel die Person mit dem schwächeren Aufenthalt 

wohnt (§ 85c Abs. 4 S. 1 AufenthG). Wohnt nur die Person mit schwächerem Aufenthalt 

im Ausland, ist die ABH am Wohnsitz des im Inland lebenden Beteiligten zuständig (§ 

85c Abs. 4 S. 2 AufenthG). Wohnen beide Beteiligte im Ausland, ist die 

Auslandsvertretung zuständig, die örtliche Zuständigkeit richtet sich auch hier nach dem 

gewöhnlichen Aufenthalt der Person mit dem schwächeren Aufenthaltsrecht (§ 85c Abs. 

4 S. 3 AufenthG).  
• Die ABH hat binnen vier Monaten über den Antrag zu entscheiden; andernfalls tritt die 

Fiktion der Zustimmung nach § 85 c Abs. 3 S. 1 AufenthG ein. Bei Nichtmitwirkung der 

Beteiligten wird die Viermonatsfrist gehemmt (§ 85 c Abs. 3 S. 3).  
• Die ABH versagt die Zustimmung nur dann, wenn die Vaterschaft gezielt gerade zu dem 

Zweck anerkannt wird oder die Zustimmung der Mutter gerade gezielt zu dem Zweck 

erteilt wird, die rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise nach oder den 

erlaubten Aufenthalt in Deutschland zu schaffen (§ 85b Abs. 1 AufenthG). Zur 

Beschleunigung der Prüfung sind typisierend Fallkonstellationen beschrieben, in denen 

Missbrauch vermutet oder nicht vermutet wird (§ 85b Abs. 2 bzw. Abs. 3 AufenthG).  
• Übersieht das Standesamt, dass ein Zustimmungserfordernis der ABH besteht und 

nimmt dennoch den Eintrag im Geburtsregister vor, wird die Vaterschaftsanerkennung 

nicht wirksam und es kann auf Antrag oder von Amts wegen ein Berichtigungsverfahren 

beantragt werden (§ 48 PStG).  
• Wird die Zustimmung durch die Beteiligten arglistig oder durch falsche Angaben 

herbeigeführt, kann die Ausländerbehörde die Zustimmung nach Maßgabe des § 85d 

Abs. 2 bis 4 AufenthG zurücknehmen.  

Das neue Verfahren wird mit einer Strafvorschrift (§ 95 Abs. 2 Nr. 1b AufenthG) und der 

Speicherung von Daten zur Vaterschaftsanerkennung im Ausländerzentralregister flankiert.  


